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Deutſcher Reichstag. 
4̃.᷑ Plenarſitzung vom 16. September. 

Präſident von Forckenbeck eröffnet die 
Sitzung um 11 Uhr mit geſchäftlichen Mitthei⸗ 
lungen. 5 
Am Tiſche des Bundesraths: Graf Otto zu 
Stolberg⸗Wernigerode, Hofmann, Abeken, v. Mitt⸗ 
nacht, Dr. Friedberg, Dr. v. Fäuſtle u. A. 

Vom Bundesrath iſt die Nachweiſung über die 
von demſelben auf die vom Reichstage in der letz- 
ten Seſſion beſchloſſenen Reſolutionen und Anträge 
gefaßten Beſchlüſſe eingegangen. 

- Die Debatte wird eingeleitet durch den Ver⸗ 
treter des Reichskanzlers, Grafen Otto zu Stol⸗ 
berg Wernigerode: M. H. Es iſt nicht 
meine Abſicht, Ihnen die ausführliche Darlegung zu 
geben von den Anſichten der verbündeten Regierun⸗ 


gen in Bezug auf die Beurtheilung der gemeinge⸗ 


fährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie. Ich 
glaube in der That, daß Jeder, der den öffentlichen 
Verhältniſſen in den letzten Monaten mit Aufmerk⸗ 
ſamkeit gefolgt iſt, ſich klar darüber ſein wird, welche 
Stellung die verbündeten Regierungen zu dieſer Frage 
einzunehmen haben. Der Geſetzentwurf iſt überdies 
von ſo ausführlichen und eingehenden Motiven be⸗ 
gleitet, er enthält die allgemeinen Erwägungen, von 
welchen aus die verbündeten Regierungen ein geſetz⸗ 
liches Einſchreiten für nothwendig halten, daß es 
auf eine Wiederholung dieſer Darlegungen hinaus⸗ 
kommen würde, wenn ich auf die Einzelheiten dieſer 
Beſtimmungen hier eingehen ſollte. Das eine will 
ich eben hier ſchon jetzt mit aller Beſtimmtheit er⸗ 
klären, daß nämlich die verbündeten Regierungen von 
der Nothwendigkeit durchdrungen ſind, wenn anders 
ſie den Gefahren mit Erfolg entgegenzutreten im 
Stande jein ſollen, von denen Staat und Geſell⸗ 
ſchaft bedroht ſind, ſie mindeſtens das erhalten müſ⸗ 
ſen, was die Vorlage fordert. Daß dieſe Gefahren 
beſtehen, darüber werden Sie Alle mit wenigen Aus⸗ 
nahmen überzeugt ſein. Ich möchte gleich der An⸗ 
nahme entgegentreten, daß die verbündeten Regie⸗ 
rungen dabei von der Vorausſetzung ausgehen, mit 
den vorgeſchlagenen Maßregeln allein dieſen Aus⸗ 
ſchreitungen mit Erfolg entgegentreten und ſie ganz 
beſeitigen zu können. Nein, m. H., die ſchlimmſte 
Arbeit wird auf einem anderen Gebiete liegen. Es 
wird darauf ankommen, durch freie Vereinigungen, 
in Korporationen ꝛc., dahin zu wirken, daß Got⸗ 
tesfurcht, Treue, Fleiß, Zuverläſſigkeit in Handel 
und Wandel wieder gekräftigt werde (Beifall), daß 
die Verführungen der Sozialdemokratie auf dieſem 
Boden nicht mehr ſo feſten Boden gewinnen, daß 
die Truggebilde, die in der ſozialdemokratiſchen 
Theorie liegen, in der arbeitenden Bevölkerung kei⸗ 
nen Anhang finden. Dieſe letztere Thätigkeit iſt 
durchaus nothwendig, wenn es gelingen ſoll, der 
Bewegung mit Schärfe und mit Erfolg entgegenzu⸗ 
treten. Wenn der Staat ſolche ſcharfe Mittel zur 
Anwendung bringt, dann handelt er im Intereſſe 
ſeiner Selbſterhaltung und im Intereſſe der arbei⸗ 
tenden Bevölkerung insbeſondere. Ich beſchränke 
mich auf dieſe wenigen Worte und richte an Sie 
die Bitte, wenn Sie davon überzeugt ſind, daß es 
außerordentlicher Maßregeln bedarf, den verbündeten 
Regierungen nicht halbe Maßregeln zu gewähren, 
denn mit ſolchen wird mehr Schaden angerichtet, 
als ſie Nutzen ſchaffen. Ei 

Abg. Reichenſperger (Olpe): Der Geſetz⸗ 
entwurf ſoll angeblich die Gefahren beſeitigen, welche 
die ſozialdemokratiſche Bewegung der Geſellſchaft und 
dem Staate bereitet; es iſt in der vorigen Seſſion 
und in den Motiven ausdrücklich ausgeſprochen, daß 
der Bundesrath durch ein Ausnahmegeſetz dies zu 
bewirken hofft, nicht wie der vorige Reichstag wollte, 
durch ein Geſetz vom Standpunkte des gemeinen 
Rechts, welches alle Staatsbürger gleichmäßig treffen 
ſollte. Der Reichstag hat dieſes Ausnahmegeſetz, 
welches die Beſchränkung der allgemeinen Rechte der 
Nation verlangte, abgelehnt. Seitdem iſt allerdings 
ein ſchmerzliches Novum eingetreten, das zweite At⸗ 
tentat auf die geheiligte Perſon des Kaiſers. Die 
ganze Nation war mit Recht entrüſtet über dieſe 
Scheußlichkeiten und jeder ehrliche deutſche Mann 
mußte bereit ſein, alle geſetzlichen Mittel aufzubieten, 
um der Wiederkehr ſolcher Unthaten vorzubeugen und 
die Gefahr der Verbreitung jener Miasmen, die fie 
erzeugen, zu beſeitigen. Ich will allerdings nicht 
behaupten, daß jene Mordgeſellen der Sozialdemo⸗ 
kratie angehören, es iſt dies auch nicht nachgewieſerz 
aber ſoviel ſteht allerdings feſt, daß jene ſcheußlichen 
Thaten in der Luft erzeugt ſind, die mit den Früch⸗ 


ten ihrer leidenſchaftlichen Agitation geſchwängert iſt. vom Standpunkt des Chriſtenthums. Wenn es da⸗ 
Auch unſere Partei giebt ſich alſo über die Gemein- her den Agitatoren gelingt, das Chriſtenthum aus 
gefährlichkeit der ſozialdemokratiſchen Beſtrebungen den Herzen zu reißen, wie ſchon der erſte Apoſtel 
keinen Illuſtonen hin, wie denn auch der Abg. Be- der Sozialdemokratie Proudhon predigte, dann wer⸗ 
bel hier ganz offen den Katholizismus für den Tod⸗ den ſie das Elend nicht ertragen und ſich erheben. 
feind der Sozialdemokratie erklärt hat und wir ſind Der Ausgangspunkt der ganzen Bewegung iſt der 
ſelbſtverſtändlich bereit, dieſe Uebel mit allen erfolg- Gedanke Proudhons, daß das Volk erſt den Glau⸗ 
verſprechenden Mitteln aus der Welt zu ſchaffen. ben an das Jenſeits gründlich abwerfen müſſe, um 


Aber die Vorlage des Bundesraths entſpricht dieſem das Dieſſeits zu erobern. 
Sie bietet in Verbindung 


Zweck in keiner Weiſe. 8 
mit den Motiven nach keiner Seite hin Garantie, 


daß fie als Ausnahmegeſetz gegen die Sozlaldemo⸗ 


kratie wirken könne und werde. 


Wenn mit der 
Aufbietung des größten Polizeiapparats fol 


Uebeln zu begegnen wäre, dann müßte Rußland in 


dieſer Beziehung andere Erfolge aufzuweiſen haben, 
als die Berichte über die dortigen Attentate an die 
Hand geben. 


doch eine Zeitbeſchränkung auf 3 Jahre verlangte, 
die jetzt vollſtändig wegfallen fol, und enthält alſo 


eine unbegrenzte Entziehung der wichtigſten Freiheits⸗ 
rechte. Auch iſt die Definition des $ 1, die auf 


Untergrabung der beſtehenden Geſellſchafts⸗ und 


Staatsordnung gerichtet iſt, nicht einmal in dem 


Grade den einfachſten juriſtiſchen Anforderungen ent⸗ 
ſprechend, wie der einſtimmig abgelehnte § 20 der 
Strafnovelle, und gleichwohl ahndet die Vorlage 
viel ſchärfer als jene die Angriffe gegen die Familie, 
das Eigenthum ꝛc. mit Entziehung der wichtigſten 


Freiheitsrechte gegen ganze Kategorien der Bevölke⸗ 


rung, während die Novelle nur die Individuen, 
welche das Geſetz verletzen, mit Gefängnißſtrafen be- 
drohte. Und was heißt Untergrabung der beſtehen⸗ 


den Geſellſchafts- und Staatsordnung? Mit glei⸗ 


chem Rechte könnte man alle Parteien, diejenigen, 
welche dem Reichstag ein ſelbſtſtändiges Budgetrecht 
verſchaffen wollen, diejenigen, welche die Aufhebung 
der geſetzlich eingeführten Civilehe anſtreben, b.ſchul⸗ 
digen, daß ſie die beſtehende Staatsordnung unter⸗ 
graben wollen. 
vielen ſozialdemokratiſchen Forderungen angeſchloſſen 
und iſt ſogar der fundamentalſten Forderung dee 
Sozialdemokralie durch Einführung des allgemeinen 
gleichen Stimmrechts zuvorgekommen (Sehr richtig!) 
und der Reichskanzler hat ſelbſt erklärt, daß er einen 


berechtigten Kern in der ſozialdemokratiſchen Be⸗ 


wegung anerkenne. Nun kann man doch die So⸗ 
zialdemolcatie nicht völlig mundtodt machen wollen. 
Ich halte es ſogar für wünſchenswerth, daß Soztal⸗ 
demokraten hier Sitz und Stimme haben, daß ihre 
Zahl 15 betrage, damit fie geſchäftsordnungsmäßig 
Anträge zu ſtellen im Stande ſind. Sie würden 
dann genöthigt ſein, ihre Utopien gehörig formulirt 
dem Richterſpruch dieſes Hauſes und der Nation zu 
unterbreiten oder in der Taſche zu behalten. Es 
gab eine Zeit, wo wohlgeſinnte Männer daran er- 
innern mußten, daß der Bauer auch ein Menſch 
ſel, heute muß ich die Bundesregierungen daran er⸗ 
innern, daß die Sozialdemokraten auch Staatsbürger 
ſind. Man hat die Vorlage bemängelt, daß ſie kein 
richterliches Organ enthalte. Ich würde das Hin- 
einbringen dee Juſtiz für ein noch größeres Unglück 
halten, da ohne zureichende Definition des Ver⸗ 
gehens die Juſtiz ſelbſt nur demoraliſirt werden 
würde. Wenn das Geſetz aktuell, inkriminell und 


nothwendig wäre, ich könnte ihm gleichwohl meine 


Zuſtimmung geben. Von allem dieſen kann keine 
Rede ſein. Das Uebel, über das wir uns mit 
Recht beklagen, iſt ja nicht neu, es iſt in Rom als 
Srlavenkrieg, in Frankreich als Jaquerie, bei uns 
al? Bauernkrieg aufgetreten, aber allerdings iſt das 
Uebel heute viel bedenklicher, weil es international 
und von Rußland bis zu den äußerſten, Grenzen 
verbreitet iſt. In Deutſchland iſt es am meiſten 
verbreitet und hat es zudem die größte Verbreitung 
erfahren. Die Verbreitung des Uebels aber trlfft 


zuſammen mit dem Niedergang des Wohlſtandes in 


unſerer Nation und mit der Niederdrückung des re⸗ 
ligiöſen Volksbewußtſeins, mit der Befehdung der 
Kirche. 
dieſen geiſtigen Vergiſtungsprozeß nur dadurch un⸗ 
terhalten können, daß ſie die Maſſen zu überreden 
ſucht, mit dieſem Leben habe Alles ein Ende und 
die Aenderung der beſtehenden Geſellſchafts⸗ und 
Staatsordnung führe die Möglichkeit des dieſſeitigen 
Genuſſes herbei. Dieſes Gemiſch von Leidenſchaften 
und Humanität kann nicht durch Bundesrathsbe⸗ 
ſchlüſſe, durch Polizeimaßregeln, aber freilich eben⸗ 
ſowenig durch die moderne Philoſophie überwunden 
werden. Das Uebel kann nur überwunden werden 


Die Vorlage geht viel weiter, als der 
dem vorigen Reichstag vorgelegte Geſetzentwurf, der 


Voiredner. 
Vorredner bei dieſem Geſetze von Entziehung ſcei⸗ 


Der Bundesrath hat ſich ja ſelbſt 


Die ſozialdemokratiſchen Agitationen haben 


Dagegen bemerke ich: 
Wenn das Uebel geheilt werden ſoll, muß die Re⸗ 
ligion dem Volke wiedergegeben werden. Ich glaube 
nicht, daß mit einer reinen Legislation den Gefah⸗ 
ven begegnet werden kann. Ich halte den Geſetz⸗ 


chen entwurf weder für annehmbar, noch für amendirbar, 


dagegen bin ich der Meinung, daß nach mehr als 
einer Richtung in unſerem Strafgeſetzbuche eine 
enderung, eine Erweiterung nothwendig iſt. Vor 
Allem aber muß dafür Sorge getragen werden, daß 
das Chriſtenthum wieder mehr zur Geltung komme. 
(Sehr richtig!) Der Glaube an ein Daſein Gottes 
iſt ein Fundamentalſatz des Menſchengeſchlechts, ohne 
denſelben muß die Proudhon'ſche Lehre zur Wahr⸗ 
heit werden. Zu weiteren Anträgen können wir 
uns nicht verſtehen, wir können nicht die Freiheits⸗ 
kechte der Nation unter dem Titel eines Ausnahme⸗ 
geſetzes gegen die Sozialdemokratie preisgeben und 
deshalb werden wir gegen das Geſetz ſtimmen. 
(Bravo im Centrum.) 
Abg. v. Helldorf (konſ.) erklärt Namens 
der konſervativen Partei fein Einverſtändniß mit der 
Vorlage im Großen und Ganzen. Er kann in der⸗ 
ſelben nicht ein Ausnahmegeſetz erkennen wie der 
Es ſei geradezu wunderbar, wie der 


heillicher Rechte des Volkes ſprechen konnte. Man 
wolle ja nicht die Sozialdemokraten ihrer freiheit⸗ 
lichen Rechte berauben, ſondern man wolle nur 
Maßregeln gegen die Ausſchreitungen der Sozial- 
demokratie feſtſtellen. Redner hält dieſe Ausſchrei⸗ 
tungen für unbedingt gemeingefährlich und erinnert 
an die beiden Attentate, die das Gewiſſen der gan⸗ 
zen Nation endlich aufgerüttelt hätten. Wenn ir⸗ 
gend Etwas, dann jel gerade das Auftreten der 
Sozialdemokraten nach den Attentaten geeignet ge 
weſen, die Gemeingefährlichkeit dieſer Partei nachzu⸗ 
weiſen. Die Humanität, die Erziehung können erſt 
wirken, wenn die gefährliche Agitation beſeitigt wor⸗ 
den iſt. Es komme bei dieſem Geſetze nur darauf 
an, ob dieſes Geſetz auch praktiſch wirkſam und 
im Stande ſein werde, die ſozialiſtiſche Agitation zu 
unterdrücken. Nun habe man geſagt, daß nach 
Unterdrückung der offenen Agitation die „geheime“ 
um ſo gefährlicher auftreten werde. Man habe auf 
Rußland hingewieſen, wo dieſe geheime Agitation 
erſt recht Boden gewonnen habe. Er fürchte dies 
nicht, denn ſolche verrotteten Zuſtände, wie in Ruß⸗ 
land exiſtiren, kenne man bei uns, Gott ſei Dank, 
noch nicht. Er (Redner) halte das Auftreten einer 
ſolchen geheimen Agitation bei uns für ganz un⸗ 
möglich, aber wenn man eine Prämie auf ſolche 
geheimen Agitationen ſetzen wolle, dann ſetze man 
eine kurze Zeitbeſchränkung für die Geltung dieſes 
Geſetzes feſt. Wer im Uebrigen mit der Entftehung, 
und Entwicklung der Sozialdemokratie nur einiger⸗ 
maßen veelraut iſt, wird wiſſen, daß das Anwachſen 
derſelben mit der Verleihung des allgemeinen di⸗ 
rekten Wahlrechts im engſten Zuſam nenhange ſteht. 
Wenn irgend etwas im Stande iſt, die Stimmung 
im Lande gegen dieſes Wahlrecht zu verſchärfen, jo 
ſind es die Ausſchreitungen bei der Wahlagitation. 
Die Appellation an die Leidenſchaften der Maſſen 
jet hochgefahrlich. Er wiſſe nicht, ob ſeine politi- 
ſchen Freunde mit ihm in jedem Punkte überein⸗ 
ſtimmen, aber er glaube, daß ſie mit ihm darin 
übereinſtimmen werden, daß eine Korrektur dieſes 
Wahlrechts durchaus nothwendig iſt, und daß ebenſo 
nothwendig Maßregeln gegen die Auswüchſe der 
Wahlagitation ſind. Zum Schluß ſpricht der Red⸗ 
ner noch für die Verlängerung der Legislaturperiode. 
(Bravo.) . 

Abg. Bebel wendet ſich zunächſt gegen einige 
Ausführungen des Vorredners, dem er entgegenhält, 
daß von ſozialdemokratiſchen Wahlagitatoren gar 
nicht die Rede ſein könne, da man gerade dieſe 
Partei bei den letzten Wahlen mundtodt gemacht 
habe. Nun, fährt Redner fort, iſt von dem Gra⸗ 
fen Stolberg und ebenſo auch vom Vorredner auf 
die Attentate hingewieſen; es iſt die Sozialdemo⸗ 
kratie als die Urſache bezeichnet worden. Dann 
hätte man doch aber auch erwarten können, daß von 
dieſer Seite der Zuſammenhang zwiſchen jenen Tha⸗ 
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ten und der Sozialdemokratie nachgewieſen worden 
wäre. Es iſt dabei nur bei leeren Worten geblie⸗ 
ben, gleichwohl wird behauptet, daß die Sozialde⸗ 
mokratie die Partei der Königsmörder. Wir find 
heute in der Lage, in aller Form die Regierung 
aufzufordern, welcher Art die Reſultate find, die die 
Unterſuchung gegen die beiden Attentäter zu Tage 
gefördert hat. Wir laſſen uns nicht gefallen, daß 
man jetzt alle die gegen uns erhobenen Beſchuldi⸗ 
gungen mit dem Mantel der chriſtlichen Liebe zuzu⸗ 
decken ſucht. Wir haben das Recht zu fordern, daß 
namentlich über das letzte Attentat vollſte Wahrheit 
geſchaffen wird. Wir verlangen Auskunft darüber, 
von wem jene Depeſche ausgegangen, die unzweifel⸗ 
haft amtlichen Urſprungs war, in welcher mitgetheilt 
wird, daß Nobiling ausgeſagt hat, er hätte Be⸗ 
ziehungen zur Sozialdemokratie gehabt. Dieſe amt⸗ 
liche Depeſche war gefälſcht. Wir verlangen des⸗ 
halb, daß Unterſuchung darüber angeſtellt werde, 
wer dieſe Depeſche gefälſcht und daß dieſer zur Ver⸗ 
antwortung gezogen werde. Eine große und ehren⸗ 
werthe Partei hätte wohl erwarten können, daß dieſe 
gefälſchten Nachrichten amtlich dementirt worden wä⸗ 
ren. Nichts iſt darin geſchehen, man hat die öf⸗ 
fentliche Meinung nicht darüber aufgeklärt. Es iſt 
bedauerlich, daß der Attentäter jo früh geſtorben iſt, 
wir hätten gewünſcht, daß er Aufſchluß über 
die That gegeben hätte, aber wir verlangen 
nunmehr, daß die Unterſuchungs⸗Akten dem Hauſe 
vorgelegt werden. Es ſteht der Veröffentlichung 
jetzt Nichts mehr im Wege und ich hoffe, 
daß die Regierung dieſem Wunſche nachkommen wird. 
Redner erinnert daran, daß die Regierung die So⸗ 
zialdemokratie nicht gefürchtet, ſondern mit ihr in 
Verbindung getreten ſei und ihr Unterſtützung an⸗ 
geboten habe. (Hört! hört!) Es ſei Thatſache, 
daß dieſelben Staatsmänner, die jetzt die Sozialiſten 
als Umſtürzler denunziren, früher in intimſten Be⸗ 
ziehungen zu den Führern dieſer Partei geſtanden 
haben, indem ſie die Sozialdemokratie gegen die 
liberale Partei ſich zu Nutzen machen wollten. Er 
geht nunmehr auf dieſe Verhältniſſe näher ein und 
theilt mit, daß ſchon im Jahre 1862 Anerbietungen 
nach dieſer Richtung gemacht worden ſind, daß man 
ſelbſt Baarmittel der Partei angeboten habe, wenn 
dieſelbe gegen die Fortſchrittspartei Front machen 
wolle. Später hatten dann Konferenzen zwiſchen 
Bismarck und Laſſalle ſtattgefunden. In jenen Kon⸗ 
ferenzen Laſſalle's mit dem Fürſten Bismarck han⸗ 
delte es ſich um die Oktroyirung des allgemeinen 
Stimmrechts und um das Hundertmilltonen⸗Projekt 
Laſſalle's, betreffend die Gründung von Produktiv⸗ 
Aſſociationen, welche Bismarck verwirklichen wollte. 
Die Konferenzen wurden wegen tiefgehender Diffe⸗ 
renz abgebrochen, da Bismarck die Oktroyirung des 
allgemeinen Stimmrechts erſt nach Beendigung des 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Krieges vornehmen und Laj- 
ſalle von der Oktroyirung feines Hundertmillionen⸗ 
Projekts gar nichts wiſſen, ſondern den Gedanken 
durch die politiſche Agitation in die Maſſen hinein⸗ 
getragen wiſſen und durch das allgemeine Stimm⸗ 
recht verwirklicht haben wollte. Die Konferenzen 
wurden nicht von Bismarck, ſondern von Laſſalle 
abgebrochen, der auf ſeinen Bedingungen beſtand 
und der Vorgänger des jetzigen Miniſters des In⸗ 
nern theilte auch dem damaligen Redakteur des 
„Sozialdemokrat“, von Hofſtetten mit, daß Fürſt 
Bismarck das Hundertmillionen - Projekt Laſſalle's 
habe ausführen wollen, aber von den übrigen Mi⸗ 
niſtern überſtimmt worden ſei. Damals wurde auch 
die bekannte Weber-Deputation vom Könige von 
Preußen empfangen, der ſie mit den Worten ver⸗ 
abſchledete: Er habe die Lage der Arbeiter nicht als 
eine ſo traurige gekannt, als ſie ihm jetzt geſchil⸗ 
dert worden. Sobald in die äußeren Verhältniſſe 


Ruhe geſchaffen werde die Arbeiterfrage in geſetzlicher 


Weiſe geregelt werden. Bismarck empfing darauf 


den Arbeiter Paul, den Führer der Deputation, mit 


den Worten: „Paul bis zum nächſten Sonntag 
aber wird es nicht beſſer und frug ihn, was er jetzt 
treiben wolle, wie viel Mittel zur Unterhaltung der 
Agitation wohl nöthig ſeien. Und als Paul zögernd 
erwiderte, etwa 4— 6000 Thaler, ſagte Bismarck, 
das iſt ja eine wahre Lumperei, die werden ge⸗ 
ſchafft werden, und bemerkte ferner, Paul könne ja 
auf Staatskoſten in Schleſten umherreiſen und ihm 
Berichte über die Arbeiter⸗Verhältniſſe liefern, davon 
verſtänden ſeine Geheimräthe doch nichts. (Große 
Heiterkeit.) Nach dem Tode Laſſalle's wurden die 
Verhandlungen mit den Führern der Sozialdemokra 
tie durchaus nicht abgebrochen. Der Vicepräſid. ; 


Dr. Dammert forderte den nachherigen Präſidenten 
des Allgemeinen Atbeitervereins, Fritzſche, auf, in 
allen Verſammlungen deſſelben, namentlich im Kö⸗ 
nigreich Sachſen, neben den ſozialiſtiſchen Forderun⸗ 
gen für die Einigung Deutſchlands unter preußlſcher 
Spitze einzutreten und perſönlich dem Fürſten Bis⸗ 
marck darüber Bericht zu erſtatten. So wurde be⸗ 
reits damals die Sozialdemokratie benutzt, um die 
Kleinſtaaten unter die preußiſche Spitze zu bringen. 
Schweitzer, der ſpäter die Leitung des Allgemeinen 
Arbeitervereins übernahm, arbeitete in dieſer Bezie⸗ 
hung weiter und wurde im Frühjahr 1868 ſogar 
aus der Haft zu einer Agitationsreiſe beurlaubt, um 
für die Parole des Nationalismus durch Einheit 
zur Freiheit im Allgemeinen Arbeiterverein zu wir⸗ 
ken. Bei der Berathung der Gewerbeordnung wur⸗ 
den zwiſchen Geheimrath Wagner und Schweitzer die 
Anträge betreffend die Fabrikinſpektoren verabredet, 
ſo daß ſogar der jetzige Miniſter Friedenthal für 
nöthig hielt, ſeine konſervativen Kollegen vor dem 
Spiele mit dem Feuer zu warnen. Wagner führte 
Toelke auf das Poltzei⸗Präſidium, ſtellte ihn dem 
Wachtmeiſter vor, mit denen er ſehr freundlich ver⸗ 
kehrte, und in neueſter Zeit ſogar wurde es ver⸗ 
ſucht, mit der Berliner Sozialdemokratie wieder Be⸗ 
ziehungen anzuknüpfen, indem ihnen verſprochen 
wurde, wenn fie ihre Kandidatur im 2. Berliner 
Wahlkreiſe zurückziehen und für einen Schutzzöllner 
etwa Herrn Otto Glagau ſtimmen wollten, dann 
ſollten ihre Forderungen im Arbeiterſchutzgeſetze des 
vorigen Jahres unterſtützt werden. Man hat alſo 
die 500,000 Stimmen der Sozialdemokratie immer 
noch brauchen zu können geglaubt. Es iſt ja mög⸗ 
lich, daß man unſere harten Schädel mildern zu kön⸗ 
nen hofft, daß man glaubt, uns für das Projekt 
der Reichseiſenbahnen oder für das Tabaksmonopol 
gewinnen zu können, dann iſt ja die Möglichkeit 
nicht ausgeſchloſſen, daß die Polizei unſere Beſtre⸗ 
bungen gar nicht mehr für ſo gemeingefährlich hält. 
Neben dieſer Konſpiration Wagner's gingen noch 
andere Beziehungen mit der Regierung einher, ſo 
mit dem Geheimrath Bucher, der, wie aus ſeinen 
Schriften hervorgehe, über die heutige Geſellſchaft ſo 
denkt wie wir. Der Geſetzentwurf des Bundesraths 
greift in bedenklichſter Weiſe in das Privateigenthum 
ein und zwar ſo gewaltſam, daß der Sozialdemo⸗ 
kratie für künftige Fälle doch ein ſehr bedenkliches 
Präzedenz geſchaffen wird. Mit der Definition, die 
ſich auf Untergrabung der Geſellſchafts⸗ und Staats⸗ 
ordnung bezieht, wird jeder Fortſchritt, jedes auf 
Veränderung beſtehender Zuſtände, Aufhebung und 
Verbeſſerung veralteter Geſetze gerichtetes Beſtreben, 
jede wiſſenſchaftliche Unterſuchung unmöglich gemacht. 
Ueber die Begriffe Sozialdemokratie läßt ſich ſchwer 
eine Grenze ziehen. Das Gothaer Programm ent- 
hält eine Anzahl Forderungen, die ſelbſt von der 
Mehrheit des Reichstages gebilligt worden. Mit 
der Definitive des Geſetzes würden alle Schriften 
von Rodbertus, Schäffle, A. Wagner, Schale, 
Schmoke getroffen und Jahre lang könnte die So⸗ 
zialdemokratie nur von der älteſten Literatur die 
Maſſen ſpeiſen, wenn ihr neue Schriften zu publizi⸗ 
ren unterſagt würden. Ohne Uebertreibung behaupte 
ich, daß, wenn dieſe Vorlage Geſetz würde, daß wir, 
während wir jetzt 2— 3 Jahre brauchen, um eine 
ſozialiſtiſche Broſchüre abzuſetzen, dann höchſtens 
Wochen, Monate, Jahre hinreichen würden, eine 
Auflage von 50,000 Exemplaren unterzubringen. 
Das Geſetz würde unter den Maſſen, wie unter 
den erſten Chriſten, die Sozialdemokraten zu religiö⸗ 
ſen Schwärmern erheben. Unſere Organiſation zu 
zerſtören, würde Ihnen doch nicht möglich fein. 
Redner ſchildert mit Anführung ſtatiſtiſcher Zahlen, 
in welch ungeheuerlicher Weiſe das Geſetz in das 
Privateigenthum und in zahlloſe Exiſtenzen eingrei⸗ 
fen würde. Dadurch aber würde dies ganze bür⸗ 
gerliche Erwerbsleben in Mitleidenſchaft gezogen, und 
die Unzufriedenheit mit den ſtaatlichen und geſell⸗ 
ſchaftlichen Zuständen nur noch geſteigert werden. 
unſere 15jährige Agitation würde nicht entfernt ſol⸗ 
chen Haß hervorrufen können, wie dieſes Geſetz zur 
Folge haben würde, und zwar in den verſchieden⸗ 
ſten Geſellſchaftsklaſſen. 


Bundesbevollmächtigter Graf zu Eulen⸗ 
burg: Der Vorredner hat in zwei Beziehungen 
Auskunft von mir verlangt: einmal in Betreff des 
Verhörs des Dr. Nobiling, dann in Bezug auf ge⸗ 
wiſſe Beziehungen, welche zwiſchen der preußiſchen 
Regierung und der Sozialdemokratie ſtattgehabt haben. 
In erſter Beziehung habe ich zu erklären, daß in 
der That eine Vernehmung des Nobiling ſtattge⸗ 
funden, und daß er in derſelben ausgeſagt hat, daß 
er an ſozialdemokratiſchen Verſammlungen Theil ge⸗ 
nommen und an den dort vorgetragenen Lehren Ge⸗ 
fallen gefunden hat. Mehr iſt mir darüber nicht 
bekannt. Zugleich weiſe ich darauf hin, daß ich 
bereits im Mai gejagt habe, die Behauptung gehe 
nicht dahin, daß dieſe Thaten direkt von der So⸗ 
zialdemokratie angeſtiftet ſeien, ſondern daß die Leh⸗ 
ren der Sozialdemokratie und die Art und Weiſe 
ihrer leidenſchaftlichen Agitation wohl geeignet ſeien, 
in verwilderten Gemüthern dergleichen traurige 


Früchte zur Zeitigung zu bringen. Welche Stellung tigkeit. Was die Preſſe anlangt, jo hat Herr Bebel greifen, um ſich den Grad von Augenmaß anzu⸗ 


tate beſtellte Arbeit geweſen ſeien. 


hat denn die ſozialdemokratiſche Preſſe dieſen Er⸗ 
eigniſſen gegenüber eingenommen? Es wird immer 
vorangeſtellt, daß die Sozialdemokratie den Mord in 
jeder Geſtalt verabſcheue. Was geſchieht gleichzeitig? 
Es wird zunächſt in den ſozialdemokratiſchen Orga⸗ 
nen der Nachweis zu führen geſucht, daß die Atten⸗ 
Als man damit 
nicht fortkommen kann, ging man dazu über, die 
Unzurechnungsfähigkeit der Verbrecher nachzuweiſen. 
Die Unterſuchung hat nicht den geringſten Anhalts⸗ 
punkt dafür gegeben, daß die beiden Verbrecher ir⸗ 
gendwie nicht im Stande geweſen wären, die Fol⸗ 
gen und die Bedeutung ihrer Thaten zu überlegen. 
Demnächſt iſt man hierbei nicht ſtehen geblieben, ſon⸗ 
deen in vielen Organen der Sozialdemokratie dazu 
übergegangen, dieſe Thaten zu entſchuldigen. Man 
hat nicht ſie, ſondern die Geſellſchaft verantwortlich 
Parallel damit gingen Aeußerungen, welche den fre⸗ 
velhaften Thaten, die in Rußland gegen Beamte 
verſucht find, Anerkennung zollten, und ſich äußer⸗ 
ten: „Nun, was blieb jenen denn anders übrig?“ 
Endlich hat die Sozialdemokratie im Ausland aus⸗ 
drücklich und mit direkten Worten ihre Sympathie 
mit dieſen Thaten ausgeſprochen. Redner belegt 
dieſe Aufſtellungen mit zahlreichen Citaten aus der 
auswärtigen ſozialiſtiſchen Preſſe und kommt zu 
dem Schluſſe: Ich glaube alſo mit vollem Rechte 
ſagen zu können, daß die Lehren der Sozialdemo⸗ 
kratie dafür verantwortlich ſind, daß ſo Trauriges 
geſchehen iſt. (Sehr wahr.) Wenn Sie die Ziele 
der Sozialdemokratie in's Auge faſſen, iſt nicht die 
friedliche Entwickelung das Ziel, ſondern dieſe iſt 
nur eine Etappe zu den letzten, endlichen Zielen, 
die auf keinem anderen Wege als auf dem Wege 
der Gewalt erreicht werden können. (Beifall.) Für 
Sie, die die Programme der Sozialdemokratie nä⸗ 
her kennen, brauche ich nicht Schritt für Schritt 
den Beweis zu führen, der hundertmal geführt wor⸗ 
den iſt. Wenn nun im Tone des Vorwurfs ge⸗ 
ſagt worden iſt, daß die Regierung in früherer Zeit 
bemüht habe, mit den Führern der Sozialdemokratie 
Fühlung zu gewinnen, ſo bin ich, weil ich es in 
der That nicht weiß, nicht im Stande, über die ein⸗ 
zelnen behaupteten Thatsachen Auskunft zu geben. 
Aber das kann ich ſagen, es iſt doch ſehr Unrecht, 
darin einen Vorwurf zu finden. Wenn eine Be⸗ 
wegung von den Dimenfionen beginnt, wie die Ar⸗ 
beiterbewegung, ſo iſt es für die Regierung nicht 
nur wünſchenswerth, ſondern nothwendig, ſich nicht 
bloß von Hörenſagen und und aus Schriften Kennt⸗ 
niß derſelben zu verſchaffen, ſondern womöglich von 
den Führern ſelbſt (Beifall rechts, Heiterkeit), um 
eine ſo mächtige Bewegung in den ruhigen Strom 
geſetzlicher Entwickelung zu führen. Das iſt keine 
Pflichtverletzung, ſondern Pflichterfüllung. (Sehr 
wahr!) Wenn ſich ergiebt, daß dieſer Verſuch ver⸗ 
geblich war, ſo liegt es in der Natur der Sache, 
daß man Herr der Bewegung zu werden ſucht. Als 
damals die Annäherung ſtattfand, hatte die Bewe⸗ 
gung andere Bahnen als heute. Damals ſtand 
Herr Laſſalle an der Spitze, während jetzt bekannt⸗ 
lich dieſe Richtung unterdrückt iſt von der weiter 
gehenden internationalen Richtung. Es bleibt mir 
nur noch übrig, der Behauptung, daß in neueſter 
Zeit von Seiten der „Prov.⸗Korr.“ oder ſonſtwie 
Verſuche der Vereinbarung mit den ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Führern gemacht ſeien, ein beſtimmtes „Nein“ 
entgegenzuſetzen. Ich kann mir auch gar keine Vor⸗ 
ſtellung davon machen, von welcher Stelle, aus oder 
wie ein derartiger Schritt gemacht werden könnte. 
Ich muß alſo dieſes Vorkommniß, bis nicht be⸗ 
ſtimmte Thatſachen angeführt werden, entſchieden in 
Abrede ſtellen. (Beifall rechts.) pe 


Abg. Bamberger: Ich beantrage, daß 
die Vorlage einer Kommiſſion von 21 Mitgliedern 
unterbreitet werde. Die bisherige Debatte beſtärkt 
mich in der Ueberzeugung, daß eine eingehende kom⸗ 
miſſariſche Berathung über die Mittel ſtattfinden 
müſſe, wie man ſich der Sozialdemokratie erwehren 
könne. Es iſt beklagenswerth, daß gerade unſer 
junges Deutſchland dazu auserſehen iſt, zuerſt den 
Kampf gegen die Sozialdemokratie auszutragen. Es 
liegt das in der Neigung des deutſchen Charakters 
und Geiſtes für Probleme. Die raſche Entwickelung 
Preußens iſt nur möglich geweſen durch die volle 
Hingebung der Bürger an den Staat, das ein⸗ 
müthige Zuſammenwirken, kein Wunder, daß danach 
die Idee auftauchen konnte, daß im Zufammen- 
wirken von Staat und Geſellſchaft nicht blos das 
politiſche, ſondern auch das wirthſchaftliche Heil 
liege. Wir müſſen in der Bekämpfung der Sozial⸗ 
demokratie ohne Vorbild arbeiten. Bet uns ift 
keine Revolution dem Kampfe vorangegangen. Aber 
wir wollen vor der Kataſtrophe thun, was andere 
Länder nachher thaten. Graf Moltke hat in der 
vorigen Seſſion das Weſen der Sozialdemokratie 
in vortrefflicher Weiſe klar gelegt. Ich gebe ſehr 
gerne zu, daß weder das eine noch das andere 
Attentat in direktem Zuſammenhang mit der Sozial⸗ 
demokratie geſtanden habe, aber ſymptomatiſch ſind 
dieſe Erſcheinungen, ſind Dinge und Verhältniſſe, die 
nach den Attentaten hervortraten, von höchſter Wich⸗ 


mit großer Geſchicklichkeit und ſehr wahrheitsgetreu 
ſeſchildett, wie dieſem Proteus, der tauſend Ge⸗ 
ſtalten annehmen kann, ſchwer beizukommen et. 
Wir werden verſuchen müſſen, hier die Grenze zu 
finden, die das Erlaubte von dem Unerlaubten 
trennt. In Bezug auf das Verſammlungsrecht, wo 
das Wort auf die leicht entzündbare Menge ſehr 
ſchnell einen ſolchen Einfluß üben kann, daß das 
Wort zur That übergeht, hier iſt die Definition, 
die Unterſcheidung deſſen, was ſtrafbar iſt, weit leich⸗ 
ter. Vielfach iſt daran Anſtoß genommen, daß die⸗ 
ſes Geſetz gerade ein Ausnahmegeſetz iſt. Ich glaube, 
daß das Geſetz in heutiger Geſtalt eigentlich kein 
Ausnahmegeſetz iſt. Herr v. Helldorf hat dies be⸗ 
reits ganz richtig angedeutet. Die Regierung trägt 
mit die Schuld daran, daß das Geſetz als Aus⸗ 
nahmegeſetz aufgefaßt wird, denn nach der Reichs⸗ 
tagsauflöſung hat fie an den Egoismus des Phi⸗ 
liſterthums appellirt und ihm geſagt, gerade ſeine 
Ruhe ſei gefährdet. Das Geſetz ſei kein Aus- 
nahmegeſetz. In Wirklichkeit werden ja im Geſetz 
nicht für die heutigen Sozialdemokraten allein, ſon⸗ 
dern für Alle, die in Zukunft ſozialdemokratiſche 
Ziele verfolgen, die betreffenden Strafbeſtimmungen 
getroffen. Wenn das Tabaksmonopol eingeführt 
wird, jo jet am Ende das Verbot der Tabaks⸗ 
fabrikation kein Ausnahmegeſetz gegen die Tabaks⸗ 
fabrikanten. Ein Ausnahmegeſetz ſei das Geſetz 
freilich wegen der Stellung, die es der Poltzei ein⸗ 
räumt. Was Bebel von der Verbindung preußi⸗ 
ſcher Staatsmänner mit der Sozialdemokratie mit⸗ 
getheilt, jet: meiſt bekannt geweſen (Richter⸗ĩHagen: 
nicht ganz!) aber nicht erwieſen. So glaube er 
nicht, daß Laſſalle die angebstenen 100 Millionen 
ausgeſchlagen habe. Heiterkeit.) Der Minffterprä- 
ſident Preußens habe allerdings als Politiker mehr 
verantworten können, als jeder Andere; das hin⸗ 
dere aber nicht, daß ſich Herr v. Bismarck kompro⸗ 
mittirt habe. Wenn aber die deutſchen Regierun⸗ 
gen von der Vertretung des deutſchen Volkes außer⸗ 
ordentliche Vollmachten fordern, ſo werde letztere zu 
erwägen haben, auf welche Zeit ſie dieſe Vollmach⸗ 
ten zu ertheilen habe. Redner will nur auf einige 
Jahre das Geſetz erlaſſen ſehen, verlangt in die 
Definition des $ 1 die Aufnahme des Kriteriums 
des Aufhetzens der Maſſen auf Grund der Beſitz⸗ 
verhältniſſe und will durch Schaffung einer Revi⸗ 
ſionsinſtanz Garantien gegen Willkür und Uebergriffe 
der Polizei gewähren. 

Auf Antrag von Richter⸗ Hagen wird dar⸗ 
auf die Debatte vertagt. 

Nächſte Sitzung: Dienſtag 11 Uhr. 


Provinzielles. 


Stettin, 17. September. Es iſt Anordnung 
getroffen, überall da, wo es noch nicht geſchehen iſt, 
Polizeiverordnungen über die „Aufbewahrung und den 
Verkauf von Giften“ in anderen Betriebſtätten als 
den Apotheken zu erlaſſen. Danach muß jeder Gift⸗ 
verkäufer (mit Ausſchluß eben der Apotheker), ſo⸗ 
weit er überhaupt geſetzlich dazu verſtattet iſt, die 
ſtarken ſogenannten direkten Gifte, abgeſondert von 
allen anderen Verkaufsgegenſtänden, in einem ledig⸗ 
lich zu dieſem Zwecke beſtimmten Vorrathsraume auf⸗ 
bewahren, die weniger ſtarken ſogenannten indirekten 
Gifte in beſonderen Schränken zuſammenſtellen, alle 
Giftgefäße durch beſondere Merkmale genau kennt⸗ 
lich machen, den Giftverkauf, inſofern ſolcher über⸗ 
haupt geſetzlich erlaubt, nur unter den auch den 
Apotheken gebotenen Beſchränkungen bewirken. 

— Vergleichende Zuſammenſtellung der Be⸗ 
triebs⸗Einnahmen der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn. 
I. Stammbahn Berlin ⸗Stettin⸗Stargard, Ebers⸗ 
walde⸗Frankfurt a. O., Angermünde⸗Freienwalde a. 
O., Ducherow⸗Swinemünde und Paſewalk⸗preußiſch⸗ 
mecklenburgiſche Landesgrenze. — 348 Kilometer.) 
Einnahme im Monat Auguſt 1878 853,362 M., 
im Monat Auguſt 1877 1,007,858 M., mithin 
im Auguſt 1878 weniger 154,496 M., überhaupt 
im Jahre 1878 gegen 1877 weniger 431,519 
M. II. Vorpommerſche Zweigbahnen (Angermünde⸗ 
Stralſund, Stettin⸗Paſewalk, Züſſow⸗Wolgaſt). Ein⸗ 
nahme im Monat Auguſt 1878 256,011 M., im 
Monat Auguſt 1877 313,744 M., mithin im Mo⸗ 
nat Auguſt 1878 weniger 57,733 M., überhaupt 
im Jahre 1878 gegen 1877 weniger 206,711 
M. III. Angermünde ⸗Schwedter Bahn, deren Be⸗ 
trieb die Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn⸗Verwaltung lei⸗ 
tet. Einnahme im Monat Auguſt 1878 7990 M., 
im Monat Auguſt 1877 10,627 M., mithin im 
Monat Auguſt 1878 weniger 2637 M., überhaupt 
im Jahre 1878 gegen 1877 weniger 13,007 
Mark. 

— Die thüringiſche Baugewerk⸗, Maſchinen⸗ 
und Mühlenbau⸗Schule der Stadt Sulza bezweckt 
einzig und allein die Ausbildung tüchtiger Fachleute 
— Baugewerks⸗ und Werkmeiſter — und ſucht 
dieſen Zweck mit einer abſchließenden Fachbildung 
in drei Semeſtern zu erreichen. Der Unterricht wird 
im Freihandzeichnen vorzugsweiſe nach Modellen ge⸗ 
geben. Die Schüler müſſen ſich im Freihandzeich⸗ 
nen daran gewöhnen: räumliche Dimenſtonen abzu⸗ 


eignen, den ſie in ihrer Praxis gebrauchen. Der 5 


Unterricht im Freihandzeichnen, in der Formlehre und 
im Boſſtren liegt in einer Hand. Im Winter⸗Se⸗ 
meſter 1877/78 beſuchten bei 8 Lehrern — dar⸗ 
unter 6 Fachlehrer — 102 Schüler die Anſtalt, 
es kam alſo durchſchnittlich auf 12 — 13 Schüler 
ein Lehrer. Im Schuljahre 1877/78 haben ſich 
35 Schüler an der Meiſterprüfung betheiltgt. 7 
Schüler beſtanden dieſe Prüfung mit dem Prädikat 
„vorzüglich gut“, 17 Schüler erhielten das Prädi⸗ 
kat „gut beſtanden“ und 8 Schüler erhielten das 
Prädikat „beſtanden“. 3 Schüler haben die Prü⸗ 
fung nicht beſtanden. 

Stargard, 16. September. Se. Kgl. Hoh. 
der Großherzog von Mecklenburg⸗Schwerin traf ge⸗ 
ſtern Nachmittag mit dem Schnellzug auf dem hie⸗ 
figen Bahnhof ein und wurde daſelbſt von dem 
Landrath des Saatziger Kreiſes, Hrn. v. Nickiſch⸗ 
Roſenegk, dem Landrath des Pyritzer Kreiſes, 
Herrn Graf v. Schlieffen, ſowie von den 
hieſigen ſtädtiſchen Behörden empfangen. Alsdann 
beſtieg der Großherzog den Wagen und fuhr in Be⸗ 
gleitung des Herrn Landraths und einiger Offtziere 
durch die mit Fahnen und Laub⸗Guirlanden reich 
geſchmückten Straßen der Stadt nach Panſin, wo 
derſelbe während der Dauer der Diviſtonsmanöver 
bis zum 19. d. M. Aufenthalt nehmen wird. 


4 
Literariſches. 
L. Siegeth, Das Verfahren vor den Amts⸗ 
i und das Mahnverfahren der deutſchen | 
ivilprozeßorduung für Jedermann. Der Laie, 
wie der Juriſt finden gleichmäßig ihre Befriedigung 
in dem Siegeth'ſchen Kommentare, welchem durch⸗ 
gehends die amtlichen Unterlagen des deutſchen Reichs⸗ 
tags⸗Archivs zu Dienſten ſtanden. Das Verfahren 
vor den Amtsgerichten muß mit Benutzung dieſer 
Schrift auch dem Laien geläufig werden und Nie⸗ 
mand darf ſagen, ob er nicht täglich in die Lage 
kommen kann, vor einem Amtsgerichte perſönlich zu 
verhandeln. „Der Urkunden⸗ und Wechſelprozeß der 
deutſchen Civilprozeßordnung, für das große Publi⸗ 
kum, die Kaufmanns und Geſchäftswelt unter be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung der abweichenden Formen, 
welche durch das amtsgerichtliche Verfahren bedingt | 
werden, ausführlich und leichtfaßlich erläutert und 
mit Beiſpielsentwürfen, praktiſchen Rathſchlägen, ſo⸗ 
wie einem leicht ortentirenden Regiſter verſehen. Ein 
Handbuch für Jedermann von L. Siegeth.“ 


Telegraphiſche Depeſchen. i 
Dresden, 16. September. Das „Dresdener | 
Journal“ publizirt das Geſetz, betreffend die Um⸗ 
wandlung der ſächſiſchen fünfprozentigen Staatsſchuld 
in eine vierprozentige, beziehentlich die Tilgung der 
erſteren durch Aufnahme einer dreiprozentigen Ren⸗ 
tenanleihe. ; 
Wien, 16. September. Ihre Majeſtät die 
Kaiſerin Auguſta hat als Ehrenmitglied des öſter⸗ 
reichiſchen patriotiſchen Hülfsvereins demſelben 1000 
M. überſandt. f 
Der ruſſiche Botſchafter in London, Graf Schu⸗ 
walow, iſt nach Paris abgereiſt und geht von dort 
nach London. 
Wien, 16. September. Die „Polit. Correſp.“ 
veröffentlicht folgende Meldungen: 


Aus Konſtantinopel vom 16. d. Mts.: Die 


Pforte beabſichtigt, Schefket Paſcha an Stelle Me⸗ 
hemed Ali Paſchas als außerordentlichen Kommiſſar 
nach Albanien zu entſenden. Die Pforte will da⸗ 
von Kenntniß haben, daß eine ſehr beträchtliche An⸗ 
zahl Albaneſen unter den Waffen ſtänden, welche 
den Einflüſſen der Liga von Prizrend gehorchten. 

Aus Bukareſt: Die ruſſiſchen Truppen ſetzen 
die Räumung der Dobrudſcha fort. 

In Folge der Vorſtellungen der Mächte über 
die gefahrvolle Lage der durch die Kurden bedrohten 
armeniſchen Bevölkerung in dem Diſtrikt von Erze⸗ 
rum nach dem Abzug der ruſſiſchen Truppen hat 
der Großvezir beſchloſſen, einen außerordentlichen 
Kommiſſar dorthin zu ſenden. 

Nach den neueſten Nachrichten aus Batum ſind 
die Lazen in voller Auswanderung aus dem Bezirke 
begriffen. 

Man meint hier, daß mit dem für Ende Sep⸗ 
tember in Ausſicht genommenen Rückzuge der ruſſi⸗ 
ſchen Truppen auch die engliſche Flotte aus den 
Dardanellen zurückgehen werde. f 

Die franzöſiſchen Kommiſſäre für Oſtrumelten 
und Bulgarien ſind geſtern in Konſtantinopel ein⸗ 
getroffen. | 
Die Sendungen türkiſcher Truppen, ſowie die 
von Waffen und Munition nach Epirus und Theſ⸗ 
ſalien dauern fort; die türkiſche Regierung läßt die 
Waffen unter die dortige muhamedaniſche Bevölke⸗ 
rung vertheilen. 
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